
Justizorganen die Erfordernisse der komplex-terri­
torialen Leitung und die spezielle Verantwortung der 
einzelnen Organe nicht verletzen dürfen: „Es ist unzu­
lässig, mit Hilfe neuer ,Organe‘ den Inhalt der kom­
plexen Zusammenarbeit ins Gegenteil zu verkehren. 
Die Verantwortlichkeit und Selbständigkeit jedes ein­
zelnen staatlichen Organs muß nach wie vor bestehen 
bleiben“ (S. 55).
Unter Berücksichtigung der gewachsenen Aktivität der 
örtlichen Volksvertretungen und ihrer Organe konnte der 
Ministerrat inzwischen im Interesse der stärkeren Ein­
beziehung der Bürger in die Leitung des Staates die 
Aufhebung gesetzlicher Bestimmungen über die Bildung 
yon Stäben, Kommissionen, Beiräten usw. beschließen. 
Der Beschluß vom 1. März 1962 (GBl. II S. 115) betont 
die besondere Verantwortung der örtlichen Volksver­
tretungen und ihrer Organe, wobei die Erwartung aus­
gesprochen wird, daß die Mitglieder solcher Kom­
missionen und Aktivs künftig beispielsweise in den 
ständigen Kommissionen der örtlichen Volksvertretun­
gen und deren Aktivs mitarbeiten werden. Diese Ent­
wicklung bestätigt zugleich die Richtigkeit der Auf­
fassung Feiges, daß es nicht darum gehen kann, „neue 
administrative Organe zu bilden, sondern die Aktivität 
der Volksmassen zu steigern und ein komplexes Zusam­
menwirken aller Organe unserer einheitlichen Arbeiter- 
und-Bauern-Macht zu erreichen“ (S. 20).
Weil die Gewährleistung von Sicherheit und Ordnung 
Bestandteil der komplex-territorialen Leitung ist, be­
darf es auch hier kontinuierlicher Arbeit. Es ist not­
wendig, in jedem Beschluß der Volksvertretung, des 
Rates, einer ständigen Kommission, eines Fachorgans 
auch zur Gewährleistung von Sicherheit und Ordnung 
im erforderlichen Maße konkret Stellung zu nehmen, 
z. B. bestimmte Pflichten festzulegen, durch die Stö­
rungen ausgeschlossen werden. Feige betont, daß z. B. 
der Leiter einer Abteilung Handel und Versorgung 
seinen Aufgaben nicht gerecht wird, „wenn er die Über­
windung der Kriminalität im Handel unberücksichtigt 
läßt und glaubt, daß das allein Sache der Strafver­
folgungsorgane sei“ (S. 54). Diese Verpflichtung gilt 
grundsätzlich für jeden staatlichen Leiter in seinem 
Verantwortungsbereich. Es kann nicht genügen, wenn 
sich etwa nur die Ständige Kommission Innere An­
gelegenheiten, Volkspolizei und Justiz mit diesen 
Fragen befaßt.
Notwendig ist es auch, daß die Leiter sozialistischer 
Betriebe und die Vorstände sozialistischer Genossen­
schaften in ihrer Leitungstätigkeit der Festigung der 
sozialistischen Gesetzlichkeit und z. B. der Verhütung 
der Kriminalität in ihrem Verantwortungsbereich ihre 
ganze Aufmerksamkeit zuwenden. Feige regt an, hierzu 
konkrete Verpflichtungen unter Berücksichtigung der 
Bedingungen eines Betriebes in den Betriebskollektiv­
vertrag aufzunehmen (S. 64. 77V
Wenn die Volksvertretungen und ihre Organe sich dar­
um bemühen, bei jedem Beschluß und auch bei der 
Kontrolle der Beschlüsse die Gewährleistung von Ord­
nung und Sicherheit zu berücksichtigen, dann geben sie 
den Sicherheits- und Justizorganen eine wesentliche 
Grundlage für deren Arbeit. Sie orientieren sie damit 
entsprechend den neuen Ordnungen auf die Schwer­
punkte bei der Durchführung des Volkswirtschaftsplans 
und bei der Entwicklung des sozialistischen Zusammen­
lebens der Menschen im Kreis. Durch die Kenntnis der 
Schwerpunkte werden die Sicherheits- und Justizorgane 
in die Lage versetzt, ihre Kräfte richtig einzusetzen, 
um einen möglichst hohen gesellschaftlichen Nutzen 
zu erreichen.

Der Verfasser hat sich u. a. auch die Aufgabe gestellt* 
den Mitarbeitern der Sicherheits- und Justizorgane Hin­
weise zu geben, wie ihre staatliche Leitungstätigkeit 
im Interesse der Festigung der öffentlichen Sicherheit 
und Ordnung weiter verbessert werden sollte (S. 6). Es 
ist zu begrüßen, daß er dabei der Tendenz entgegentritt, 
die unterschiedlichen Aufgaben und die Spezifik der 
Verantwortlichkeit der Sicherheits-und Justizorgane zu 
verwischen. Es geht nicht etwa darum, daß diese Organe 
lediglich die Schwerpunkte der örtlichen Organe „über­
nehmen“; vielmehr sollen sie selbst aktiv an der Klä­

rung dieser Fragen mitarbeiten und auf dieser Grund­
lage unter Beachtung der Spezifik ihrer Verantwortung 
die Schwerpunkte für den eigenen Bereich festlegen.
Es wäre nützlich gewesen, wenn Feige auch die Er­
fahrungen aus der Zusammenarbeit der Justiz- und 
Sicherheitsorgane mit den örtlichen Organen der Staats­
macht in den Gemeinden dargestelit hätte. Zwar findet 
man in der Arbeit bei der Darstellung und Besprechung 
von Beispielen verstreut eine Reihe von Hinweisen (z. B. 
Zusammenwirken mit der ständigen Kommission zur 
Durchführung eines Jugendforums über Fragen der 
Erhöhung der Verteidigungsbereitschaft, S. 38), aber 
es fehlt eine Untersuchung der Formen der Zusammen­
arbeit.
Zusammenfassend kann man sagen, daß die Arbeit ein 
wertvoller Beitrag zur Klärung der mit dem Thema 
zusammenhängenden Problematik ist. Der Verfasser hat 
umfangreiche praktische Erfahrungen aus verschie­
denen Bezirken ausgewertet und verallgemeinert. Die 
Broschüre zeigt den Umfang und die Kompliziertheit 
der Probleme, sie gibt dem Praktiker Anleitung für 
seine Arbeit und regt ihn zum Weiterdenken der 
Probleme an.

Dr. Hans H i n d e r e t ,  Halle
Gertrud S t i l l e r ,  Potsdam-Babelsberg

Die Wochenzeitung „Sozialistische Demokratie",
Organ des Staatsrates und des Ministerrates der Deutschen 
Demokratischen Republik,
erläutert die Beschlüsse des Zentralkomitees der Sozialisti­
schen Einheitspartei Deutschlands, der Volkskammer, des 
Staatsrates und des Ministerrates;
zeigt die besten Leitungsmethoden, die richtige Arbeits­
weise der Volksvertretungen und ihrer Organe bei der Ver­
wirklichung der neuen Ordnungen, die Erfahrungen der 
Besten und ihre Anwendung in der praktischen Staatsarbeit; 
popularisiert die fortgeschrittenen Erfahrungen aus der Ar­
beit der Volksvertretungen und ihrer Organe beim Aufbau 
des Kommunismus in der Sowjetunion und des Sozialismus 
in den volksdemokratischen Ländern sowie wichtige Ver­
öffentlichungen aus der Sowjetunion und den volksdemo­
kratischen Ländern über Fragen des Staates.
„Sozialistische Demokratie“ - Forum aller Abgeordneten
führt den Erfahrungsaustausch der Abgeordneten, ehrenamt­
lichen Mitarbeiter und Mitarbeiter des Staatsapparates über 
gute Erfahrungen in der Leitungstätigkeit und ihre Ergeb­
nisse in der Planerfüllung.
„Sozialistische Demokratie“ — für jeden Mitarbeiter des 
Staats- und Wirtschaftsapparates
unterstützt die Durchsetzung der marxistisch-leninistischen 
Kaderpolitik, insbesondere auch bei der Entwicklung und 
Qualifizierung der Volksvertreter und Mitarbeiter des Staats­
apparates;
veröffentlicht grundsätzliche Beiträge zu theoretischen und 
praktischen Fragen der staatlichen Leitungstätigkeit, wich­
tige Reden führender Funktionäre von Partei und Staat so­
wie bedeutsame staatliche Dokumente.
„Sozialistische Demokratie“ — das Organ des ehrenamtlichen 
Staatsarbeiters
bringt anleitende Beiträge zur Verbesserung der staatlichen 
Arbeit und zur Entwicklung des sozialistischen Gesellschafts­
lebens;
lebendig geschriebene Reportagen über die besten Erfah­
rungen der staatlichen und ehrenamtlichen Arbeit sowie 
Auseinandersetzungen mit noch vorhandenen Mängeln; 
ist ein wertvoller Helfer für die Mitglieder von Aktivs der 
ständigen Kommissionen, Mitarbeiter der Nationalen Front, 
Haus-und Straßenvertrauensleute sowie alle anderen ehren­
amtlich tätigen Bürger.
„Sozialistische Demokratie“
ein unentbehrliches Arbeitsmittel für jeden Abgeordneten, 
Funktionär und Mitarbeiter des Staatsapparates sowie für 
jeden ehrenamtlichen Staatsarbeiter. Darum werden auch 
Sie ein Leser und ständiger Bezieher der Zeitung.
Die Zeitung erscheint wöchentlich mit 12 Seiten Umfang und 
alle vierzehn Tagen mit einer Beilage von 4 Seiten. 
Einzelpreis -.10 DM, vierteljährlicher Bezugspreis 4.M DM
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